
Auf einen Blick  

Seit einigen Jahren ist in Deutschland 

ein Anstieg der Soloselbstständigkeit zu 

beobachten. In vielen Wirtschaftsbereichen 

und Be rufsgruppen werden arbeitnehmer-typi-

sche Tätigkeiten in selbstständiger Form von 

Einzelpersonen wie Freelancern, Kleingewerbe-

treibenden oder auch Scheinselbstständigen 

ausgeübt. Seit dem Jahr 2000 übertrifft die Zahl 

der Soloselbstständigen mit 2,35 Mil lionen die 

Zahl der Selbstständigen mit Beschäftigten 

(1,75 Millionen; Koch et al. 2011: 13). Die 

Gefahr des Scheiterns ist ein ständiger Weg-

gefährte der Soloselbststän digen, die häufi g 

versuchen, durch ihre Selbstständigkeit der 

Arbeitslosigkeit zu entfl iehen. Wenn sie 

 scheitern, bleibt ihnen häufi g nur die 

Insolvenz und vielleicht eine zweite Chance 

als Soloselbstständiger, denn ihre Chancen 

für eine Festanstellung sind schlecht.

Wachsende Gruppe: Soloselbstständige

Das starke Wachstum der Soloselbstständigkeit in 

den vergangenen Jahren wurde durch politische 

Maßnahmen gefördert, wie beispielsweise die Locke-

rung der Handwerksordnung oder die Gründungs-

förderungen für Frauen, Personen mit Migrations-

hintergrund oder Arbeitslose. Diese Existenzgrün-

dungen beginnen in der überwiegenden Zahl als 

Soloselbstständigkeit, häufi g auch in Teilzeit. Oft 

soll dies eine „Übergangsphase“ hin zu einer größe-

ren Betriebseinheit oder in eine abhängige Tätigkeit 

sein. Viele Soloselbstständige verharren allerdings in 

dieser Betriebsform. Dies führt nicht selten zu For-

men von Selbstausbeutung, da sich insbesondere in 

der Startphase keine zur sozialen Absicherung aus-

reichenden Einkommen realisieren lassen. Im Falle 

eines berufl ichen Scheiterns sind die private Exis-

tenz und die Altersvorsorge bedroht. Das Risiko für 

Soloselbstständige ist somit höher einzuschätzen als 

bei Selbstständigen mit Beschäftigten oder Arbeit-

nehmern.

Zurzeit gibt es daher Diskussionen, die Einkommens-

risiken für Soloselbstständige abzumildern. Zum 
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zur Einkommenssicherung dient dann im Zwei-

fel die Grundsicherung (Hartz IV). Deren Bewilli-

gung erfolgt jedoch in der Eröffnungsphase der 

Insolvenz angesichts unklarer Vermögensverhält-

nisse nicht immer problemlos.

Da im Insolvenzverfahren nur ein Bruchteil der 

Forderungen getilgt wird, würde der Schuldner 

weiterhin bis zum Ende der 30-jährigen Verjäh-

rungsfrist haften, es sei denn, er regelt seine Alt-

schulden. Dies kann außergerichtlich und im 

Rahmen des Insolvenzrechts erfolgen. Doch nur 

selten akzeptieren die Gläubiger einen außerge-

richtlichen Vergleich oder einen Schuldenberei-

nigungsplan, der vor einem Verbraucherinsol-

venzantrag in Zusammenarbeit mit einem Bera-

ter oder einer Schuldnerberatungsstelle vorzule-

gen ist.

Somit müssen die Schulden mehrheitlich im 

Insolvenzverfahren und im anschließenden 

Restschuldbefreiungsverfahren reguliert werden. 

Dazu können Insolvenzpläne dienen, die aller-

dings von Soloselbstständigen kaum genutzt wer-

den. Daher beantragen ca. 85 Prozent der selbst-

ständigen Schuldner eine Restschuldbefreiung 

(Icks/Kranzusch 2010: 68). Hierbei erlöschen alle 

Restschulden nach einer sechsjährigen Wohlver-

haltensperiode, unabhängig davon, inwieweit 

die Forderungen zwischenzeitlich befriedigt wur-

den. Dieses Verfahren haben in den ersten zehn 

Jahren nach der Insolvenzrechtsreform ungefähr 

340.000 Personen gewählt.

Bedingungen und Hürden für einen 
Restart

Bedingung für eine Restschuldbefreiung ist die 

Erwerbstätigkeit des Soloselbstständigen. Hürden 

auf dem Arbeitsmarkt führen dazu, dass die wei-

tere Soloselbstständigkeit oft die einzige Ein-

kunftsmöglichkeit darstellt. Es liegen zwar keine 

Kenntnisse vor, wie viele Schuldner tatsächlich 

erneut gründen, bekannt ist aber, dass zwischen 

elf bis 23 Prozent aller Gründer vorher bereits 

einmal unternehmerisch gescheitert sind. 

einen wird ihre stärkere Einbindung in die staat-

lichen Sicherungssysteme vorgeschlagen. Zum 

anderen sollen die Folgen eines Scheiterns insol-

venzrechtlich begrenzt werden. Die angedachte 

Insolvenzrechtsreform setzt dabei in einem ers-

ten Schritt auf eine Erleichterung der Reorgani-

sation mittels Insolvenzplan und Eigenverwal-

tung und in einem zweiten Reformschritt auf 

einen erleichterten Neustart nach einem verkürz-

ten Rest schuldbefreiungsverfahren (sog. Restart). 

Hierbei stellt sich die Frage, inwieweit das Insol-

venzrecht auf die besondere Situation von Solo-

selbstständigen eingeht. 

Dieser Fragestellung ist der Arbeitskreis Mittel-

stand in der Friedrich-Ebert-Stiftung im Rahmen 

eines Workshops mit Experten aus Deutschland 

und Österreich nachgegangen.

Insolvenzgeschehen und Insolvenzrecht

Seit der Insolvenzrechtsreform von 1999 gingen 

jährlich zwischen 25.000 und 40.000 Unterneh-

men in die Insolvenz, darunter in den letzten 

Jahren jeweils über 15.000 Einzelunternehmen, 

Freiberufl er und kleinere Selbstständige. Bei über 

40 Prozent dieser Unternehmensinsolvenzen 

hatten die Unternehmen keine Mitarbeiter. Zu-

sätzlich beantragten jährlich rund 18.000 ehe-

malige Selbstständige eine Regelinsolvenz sowie 

rund 5.000 Selbstständige mit einfachen Schuld-

verhältnissen ein sog. Verbraucherinsolvenzver-

fahren (Kranzusch/Icks 2010). 

Die Mehrheit der Selbstständigen haftet privat 

für Unternehmensverbindlichkeiten, d. h. eine 

Insolvenz betrifft auch den Familienhaushalt. 

Die private Altersvorsorge wird mit wenigen Aus-

nahmen (z. B. Rürup-Rente) gepfändet (vgl. § 851 

ZPO). Auch die Krankenversicherung ist gefähr-

det. Aus der Insolvenz folgen Negativeinträge bei 

Kreditauskunfteien und Kontensperrungen. Eine 

Arbeitsaufnahme als Arbeitnehmer wird durch 

drohende Gehaltspfändungen und die Stigma-

tisierung als „gescheitert“ erschwert. Nur Wenige 

verfügen über Ansprüche aus der gesetzlichen 

oder einer freiwilligen Arbeitslosenversicherung, 
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Problematisch sind die zeitlichen Aspekte des 

Neustarts. Der Einkommensbedarf drängt zu 

einem Neustart kurz nach dem Scheitern, also 

vor dem Ende des Insolvenzverfahrens (ca. zwei 

Jahre) und der sechsjährigen Wohlverhaltens-

phase. Viele sind in der Gründungsphase ohne 

Einkommen und damit auf Arbeitslosengeld II 

sowie damit verbundene Fördermöglichkeiten 

angewiesen. Aus der fehlenden rechtlichen Auf-

arbeitung folgen allerdings Beschränkungen für 

die Gründungsfi nanzierung sowie Investitionen. 

Mangels Eigenkapital bleibt der Zugang zu För-

dermitteln und Fremdkapital oft verwehrt. Re-

starter helfen sich dann oftmals durch Darlehen 

aus dem Kreis der Familie oder Freunde (Kay et al. 

2004: 72). Andere weichen auf sog. Strohmann-

(frau)-Konstruktionen aus.  

Grundsätzlich sind eine erneute Selbstständigkeit 

in der Wohlverhaltensphase und die Freigabe 

von betrieblichen Arbeitsmitteln aus der Insol-

venzmasse möglich. Ungeklärt ist jedoch, in wel-

cher Höhe Gewinnanteile abzuführen und wann 

diese an die Gläubiger auszuschütten sind. Da In-

solvenzverfahren zu einer geringen und späten 

Ausschüttung führen, sind Altgläubiger oft ent-

täuscht oder verwehren die Restschuldbefreiung. 

Unberührt von einer erteilten Restschuldbefrei-

ung erschweren Negativeinträge bei Kreditaus-

kunfteien für weitere Jahre eine Fremdkapital-

aufnahme.

Ein Restart ist angesichts dieser Umstände nicht 

einfach. Er kann aber durchaus eine erwerbswirt-

schaftliche Chance darstellen, wenngleich die 

Erfolgsaussichten tendenziell schwächer ausge-

prägt sind als bei Erstgründern (Kay/Kranzusch 

2010).

Fazit

Es muss davon ausgegangen werden, dass der 

Wandel zur Dienstleistungsgesellschaft den Trend 

zur Soloselbstständigkeit verstärken wird. Diese 

Entwicklung muss nicht per se negativ sein, 

wenn Soloselbstständige zukünftig höhere Ein-
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kommen erzielen können bzw. sich die Risiken 

eines Scheiterns vermindern lassen. 

Um Letzteres erreichen zu können, muss bereits 

in der Gründungsberatung stärker auf die insol-

venzrechtlichen Auswirkungen von Rechtsfor-

men, Fremdfi nanzierungen sowie Formen sozia-

ler Absicherung hingewiesen werden. Ein Grün-

dungskonzept sollte bei Vollzeittätigkeit Preise 

vorsehen, die das Lebensniveau und soziale Risi-

ken absichern, auch, um einen Unterbietungs-

wettbewerb zu verhindern. Bei unzureichenden 

Einkommensaussichten muss zum Abbruch der 

Gründung geraten werden.

Gleichwohl sind Krisen nicht völlig vermeidbar. 

Aus diesem Grund ist es erforderlich, eine Krisen-

beratung aufzubauen, die auf die Bedürfnisse 

von Soloselbstständigen reagiert. Hier bestehen 

Lücken in der Beratungslandschaft, da die Kosten 

freiberufl icher Anbieter für Soloselbstständige zu 

hoch und die Beratungen nicht auf ihre Situation 

zugeschnitten sind. 

Alternativ könnten sozialrechtliche Folgen einer 

Insolvenz begrenzt werden, z. B. durch weitere 

pfändungssichere Altersvorsorgeformen. Ferner 

sollte die gesetzliche Sozialversicherung für Klein-

unternehmer attraktiver werden. Im Unterschied 

zu vielen anderen Ländern, z. B. Österreich, ist 

die staatliche soziale Absicherung von Selbststän-

digen in Deutschland wenig ausgebaut. Gegen 

eine Versicherungspfl icht spricht die mögliche 

Limitierung der Investitionsbeträge. Allerdings 

könnten anfänglich subventionierte Beiträge An-

reize zur Weiterversicherung setzen.  

Um den insolvenzrechtlichen Rahmen für einen 

Neustart zu verbessern, sollten sowohl der Zu-

gang zu als auch der Abschluss von Insolvenz-

planverfahren erleichtert werden. Hemmend für 

Betriebsfortführungen wirkt allerdings das in 

§ 55 IV InsO neu eingeführte Fiskusprivileg. Ge-

genwärtig verunsichert die Insolvenzverwalter, 

ob dies nur die Umsatzsteuer betrifft (Onusseit 

2011). Gegen eine Bevorrechtigung der Finanz-
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Selbstständigen setze dann eine vergleichsweise 

hohe Schuldentilgung ein. Nur ein Zehntel der 

Schuldner ist anhaltend mit der Lebensführung 

überfordert und bedarf einer intensiveren Betreu-

ung, gekoppelt mit Schulungen zu Finanzthe-

men. Ein verkürztes Restschuldbefreiungsverfah-

ren könnte somit Motivations- und Investitions-

bremsen bei Restartern lösen. 

Die Bedingungen für eine Restschuldbefreiung 

sind prägend für unsere Kultur des Scheiterns 

und im Weiteren auch das Gründungsklima, da 

die Angst vor einem Scheitern Gründungswillige 

hemmt. 

Das Insolvenzrecht sollte daher eine Kultur der 

zweiten Chance eröffnen. Diesbezüglich besteht 

in Deutschland Reformbedarf.
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Richter Unternehmensberatung tätig.

ämter und Sozialversicherungen spricht, dass 

 andere Gläubiger – z. B. auch KMU – weniger aus-

geschüttet bekommen. Die abzuführenden Beträ-

ge schmälern zudem gerade dann das Betriebsver-

mögen, wenn ein Sanie rungskonzept vorzuberei-

ten wäre. Dabei würde die öffentliche Hand lang-

fristig stärker von Betriebsfortführungen und der 

Sicherung von Arbeitsplätzen statt von kurzfris-

tigen Auszahlungen profi tieren.

Ein Reformbedarf besteht für das Restschuldbe-

freiungsverfahren. So wird eine Halbierung der 

Wohlverhaltensphase bei Erfüllung bestimmter 

Aufl agen diskutiert. Eine sechsjährige sanktions-

be haftete Integrationspfl icht ist – so eine SCHUFA-

Studie (Lechner 2010) – für die Integration der 

Schuldner nicht nötig. Die meisten sind nach 

zwei bis drei Jahren in einem gefestigten sozialen 

Status und (z.T. selbstständig) erwerbstätig. Bei 
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